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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

a) Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betr. Baugeräte und 
Baumaschinen 

b) Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betr. Baugeräte und 
Baumaschinen; Messung des Geräuschemissionspegeis 

c) Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betr. den zulässigen 
Geräuschemissionspegel von Betonbrechern und Preßlufthämmern 
— Drucksache 7/3180 — 


A. Problem 

In den EG-Mitgliedstaaten bestehen — zum Schutz der Umwelt 
gegen Geräuschbeeinträchtigungen und zur Gewährleistung der 
Arbeitssicherheit — unterschiedliche Rechtsvorschriften über 
technische Anforderungen an Baugeräte und Baumaschinen, die 
das reibungslose Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
hemmen. 


B. Lösung 

Angleichung der Rechtsvorschriften über die technischen An- 
forderungen an Baugeräte und Baumaschinen. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Richtlinien nicht be- 
lastet. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Volmer und Konrad 


Die Vorschläge der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurden von der Bundesregierung 
mit Datum vom 22. Januar 1975 dem Deutschen Bun- 
destag zur Unterrichtung zugeleitet und dem Innen- 
ausschuß in der 147. Sitzung am 31. Januar 1975 zur 
Beratung überwiesen. Der Innenausschuß hat seine 
Beratung in der Sitzung am 18. Juni 1975 abgeschlos- 
sen. 

Die Vorschläge der Kommission haben eine An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über technische Anforderungen an Baugeräte und 
Baumaschinen zum Ziel, die sich positiv auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswirken 
wird. 

Der Ausschuß bedauert, daß sich die vorgeschla- 
gene Harmonisierungslösung auf zusätzliche Rege- 
lungen beschränkt und nicht den Ersatz einzelstaat- 
licher Rechtsvorschriften vorsieht. Im Interesse des 
Marktes, des Fortschritts der Technik und vor allem 
des Umweltschutzes und des Arbeitsschutzes hält es 
der Ausschuß für richtig, an Stelle der optioneilen 
Lösung die totale Harmonisierung vorzusehen. 

Nach Auffassung des Ausschusses entspricht der 
Richtlinienvorschlag für das Emissionsmeßverfahren 
in einer Reihe von Punkten nicht dem Gebot der 


Genauigkeit und erfordert einen unvertretbar hohen 
Aufwand, Er sieht eine Vielzahl von Messungen vor, 
die zur Erreichung des angestrebten Zieles nicht er- 
forderlich sind. Hingegen sind Anweisungen zur 
Durdiführung des Meßverfahrens nur unzureichend 
enthalten, so daß eine Anwendung des Emissions- 
meßverfahrens in der Praxis kaum möglich ist. Es ist 
deshalb einer inzwischen von Experten der Mitglied- 
staaten und der Kommission erarbeiteten Lösung der 
Vorzug zu geben, in der insbesondere ein bestimm- 
tes Verfahren für die Wahl der Meßfläche sowie der 
Anordnung und des Abstandes der Meßpunkte vor- 
gesehen ist, welches im endgültigen Riditlinienvor- 
schlag der Kommission nicht mehr berücksichtigt ist. 

Der Ausschuß begrüßt es, daß in dem Richtlinien- 
vorschlag betr. den zulässigen Geräuschemissions- 
pegel von Betonbrechern und Preßlufthämmern sach- 
liche und zeitliche Abstufungen der Anforderungen 
vorgesehen sind. Er stellt aber fest, daß die ge- 
wählte Meßanordnung unvollständig ist — z. B. im 
Hinblick auf den Schutz der Arbeitnehmer — und in 
erheblichem Maße zu unrichtigen Resultaten führt. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache 7/3180 — 
verwiesen. 


Bonn, den 25. Juni 1975 


Volmer Konrad 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission zur Kenntnis zu nehmen? 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weiteren Verhandlungen bemüht 
zu sein, sachdienliche Lösungen zu erreichen, die insbesondere sicherstellen, 
daß unter Berücksichtigung der Umweltschutzziele die vorhandenen tech- 
nischen Handelshemmnisse ausgeräumt werden. 


Bonn, den 25. Juni 1975 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Volmer Konrad 

Vorsitzender Berichterstatter 
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